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Aufgrund der §§8 4 und 17 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.07.1996 (GVOBI. Schl.-H. S. 529), zuletzt geandert durch Gesetz vom
25.06.2002 (GVOBI. Schl.-H S. 126) und der §§ 1, 6 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.07.1996 (GVOBI. Schl.-H. S. 564),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 06.02.2001 (GVOBI. Schl.-H. S. 14) wird nach Beschlussfassung
durch die Gemeindevertretung vom 18.02.2003 folgende Satzung erlassen:

§ 1 Alilgemeines

Die Gemeinde Brekendorf, im folgenden "Gemeinde" genannt, betreibt die Wasserversorgung als
offentliche Einrichtung zur Versorgung der Grundstiicke im Gemeindegebiet mit Trink- und
Betriebswasser. Sie bestimmt Art und Umfang dieser Anlage sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung,
Erneuerung und Erweiterung. Zur 6ffentlichen Einrichtung der Wasserversorgung gehdren
insbesondere

e die Wasserversorgungsanlagen (Versorgungsleitungen, Verbindungsleitungen, Pumpwerke,
(Hoch-) Behalter, Druckerhéhungsanlagen, Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen; zu
den Wasserversorgungsanlagen gehoren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die Gemeinde
bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt);

e die Hausanschlussleitungen (Leitungen von der Sammelleitung — beginnend an der Abzweigstelle
bis zur Hauptabsperrvorrichtung), sowie die Weideanschllsse fur Viehtranken.
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§ 2 Grundstucksbegriff — Grundstiuickseigentumer

1.

Grundstlck im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundsttck im burgerlich-rechtlichen Sinne.
2.

Die in dieser Satzung fur Grundstlickseigentiimer erlassenen Vorschriften gelten auch fur
Erbbauberechtigte oder ahnlich zur Nutzung eines Grundstucks dinglich Berechtigte. Von mehreren
dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.

§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
1.

Jeder Eigentimer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstlicks ist berechtigt, den Anschluss
seines Grundstlcks an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit Trink- und
Betriebswasser nach MalRgabe dieser Satzung zu verlangen.

2.

Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die durch eine
Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstlickseigentimer kénnen nicht verlangen, dass
eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geandert wird.

3.

Der Anschluss eines Grundstiicks an eine bestehende Versorgungsleitung kann versagt werden, wenn
die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstiicks oder aus sonstigen technischen oder
betrieblichen Grinden der Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere MaBnahmen
erfordert.

4.

Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fallen der Absatze 2 und 3, sofern der
Grundstickseigentimer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhangenden
Mehrkosten zu Ubernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten.

§ 4 Art der Versorgung
1.

Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der Technik
far die vereinbarte Bedarfsart (Trink- oder Betriebswasser) entsprechen. Die Gemeinde ist verpflichtet,
das Wasser unter dem Druck zu liefern, der flr eine einwandfreie Deckung des Ublichen Bedarfs in
dem betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den
Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behdérdlichen Bestimmungen sowie der
anerkannten Regeln der Technik zu andern, falls dies in besonderen Fallen aus wirtschaftlichen oder
technischen Grinden zwingend notwendig ist, dabei sind die Belange des Grundstlckseigentimers
moglichst zu berlcksichtigen.

2.

Stellt der Grundstuckseigentimer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des Wassers, die Uber
die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen
Vorkehrungen zu treffen.
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3.

Wenn mehrere Versorgungsleitungen vorhanden sind, bleibt es der Gemeinde Uberlassen, an welche
Leitung das Grundstlck angeschlossen wird. Es soll dabei nach Mdglichkeit auf die Belange des
Abnehmers Ricksicht genommen werden.

§ 5 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei
Versorgungsunterbrechung

1.

Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende der Anschlussleitung zur Verfigung zu
stellen. Dies gilt nicht

1. soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der 6ffentlichen Wasserversorgung
erforderlich sind oder sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Gemeinde an der Versorgung durch hohere Gewalt oder sonstige
Umstande, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

2.

Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten
erforderlich ist. Die Gemeinde hat jede Unterbrechung oder Unregelmafigkeit unverzuglich zu
beheben.

3.

Die Gemeinde hat die Grundstiickseigentiimer bei einer nicht nur flr kurze Dauer beabsichtigten
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur
Benachrichtigung entfallt, wenn die Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig maéglich ist und die Gemeinde dies nicht zu vertreten hat
oder
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wirde.

§ 6 Haftung bei Versorgungsstorungen
1.

Far Schaden, die ein Grundstlckseigentimer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch
UnregelmaBigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhaltnis
oder unerlaubter Handlung im Falle

1. der Tétung oder Verletzung des Koérpers oder der Gesundheit des Grundstickseigentimers, es sei
denn, dass der Schaden von der Gemeinde oder einem ihrer Bediensteten oder
Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch
grobe Fahrlassigkeit der Gemeinde oder eines ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen
verursacht worden ist,

3. eines Vermdgensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlassigkeit der Gemeinde oder eines vertretungsberechtigten Organs verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des blrgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem Handeln von
Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

2.
Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15,00 Euro.

3.
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Ist der Grundstlckseigentimer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten weiterzuleiten, und
erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch UnregelmaRigkeiten in der
Belieferung einen Schaden, so haftet die Gemeinde dem Dritten gegentber in demselben Umfange wie
dem Grundstickseigentimer aus dem Benutzungsverhaltnis.

4.

Leitet der Grundstlckseigentimer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen
seiner rechtlichen Mdglichkeiten sicherzustellen, dass dieser aus unerlaubter Handlung keine
weitergehenden Schadensersatzanspriiche erheben kann, als sie in den Absatzen 1 bis 2 vorgesehen
sind.

5.

Der Grundstlckseigentimer hat den Schaden unverziglich der Gemeinde oder, wenn dieses feststeht,
dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Grundstickseigentimer das Wasser an
einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen.

§ 7 Verjahrung
1.

Schadensersatzanspriche der in § 10 bezeichneten Art verjahren in drei Jahren von dem Zeitpunkt ab,
in welchem der Ersatzberechtigte von dem Schaden, von den Umstanden, aus denen sich seine
Anspruchsberechtigung ergibt und von dem ersatzpflichtigen Wasserversorgungsunternehmen
Kenntnis erlangt, ohne Rucksicht auf diese Kenntnis in finf Jahren von dem schadigenden Ereignis an.

2.

Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzberechtigten Verhandlungen Gber den zu
leistenden Schadensersatz, so ist die Verjahrung gehemmt, bis der eine oder andere Teil die
Fortsetzung der Verhandlungen verweigert.

3.

§ 10 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 8 Grundstiucksbenutzung
1.

Die Grundstlckseigentimer haben fir Zwecke der értlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen
von Leitungen einschlieRlich Zubehdr zur Zu- und Fortleitung von Wasser Uber ihre im gleichen
Versorgungsgebiet liegenden Grundstlcke sowie erforderliche SchutzmaBnahmen unentgeltlich
zuzulassen. Diese Pflicht trifft nur Grundstlicke, die an die Wasserversorgung angeschlossen sind, die
vom Eigentimer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt werden oder
fur die die Moglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfallt, wenn die
Inanspruchnahme der Grundsticke den Eigentimer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise
belasten wurde.

2.

Der Grundstlckseigentimer ist rechtzeitig Uber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme
des Grundstuckes zu benachrichtigen.

3.
Der Grundstlckseigentimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der

bisherigen Stelle flr ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu
tragen. Dienen die Einrichtungen ausschlie8lich der Versorgung des Grundstlicks, so gelten die
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Bestimmungen der Beitrags- und Gebuhrensatzung.
4.

Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstlickseigentimer die Entfernung der Einrichtungen
zu gestatten oder sie auf Verlangen der Gemeinde noch funf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei
denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

5.

Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fur 6ffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie flr
Grundstlcke, die durch Planfeststellung fiir den Bau von 6ffentlichen Verkehrswegen und
Verkehrsflachen bestimmt sind.

§ 9 Hausanschluss
1.

Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Anlage des
Grundstlckseigentimers. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und endet mit der
Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzahler.

2.

Art, Zahl und Lage der Hausanschliisse sowie deren Anderung werden nach Anhérung des
Grundstlckseigentimers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde
bestimmt.

3.

Hausanschllsse gehdren zu den Betriebsanlagen der Gemeinde und stehen vorbehaltlich
abweichender Regelung in deren Eigentum. Sie werden ausschlieRlich von der Gemeinde hergestellt,
unterhalten, erneuert, geandert, abgetrennt und beseitigt, missen zuganglich und vor Beschadigung
geschutzt sein. Soweit die Gemeinde die Erstellung oder Veranderung des Hausanschlusses nicht
selbst sondern durch Nachunternehmer durchflhren lasst, sind Winsche des Grundstlickseigentimers
bei der Auswahl der Nachunternehmer zu bertcksichtigen. Der Grundstlckseigentimer hat die
baulichen Voraussetzungen flr die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine
Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.

Werden Verbesserungen, Erneuerungen oder sonstige Veranderungen infolge baulicher Arbeiten auf
dem Grundstick oder infolge anderer MaBnahmen des Eigentimers erforderlich, so hat der
Eigentimer der Gemeinde die Kosten zu erstatten.

4,

Der Anschluss an die éffentliche Wasserversorgungsanlage und jede Anderung des Hausanschlusses
ist vom Grundstickseigentimer unter Benutzung eines bei der Gemeinde erhaltlichen Vordrucks fur
jedes Grundstlick zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere folgende Anlagen beizufligen, soweit
sich die erforderlichen Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst ergeben:

1. ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten Anlage des Grundstiickseigentimers
(Wasserverbrauchsanlage),

2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasserverbrauchsanlage eingerichtet
oder geandert werden soll,

3. eine nahere Beschreibung besonderer Einrichtungen (z.B. von Gewerbebetrieben usw.), fur die auf

dem Grundstlck Wasser verwendet werden soll, sowie die Angabe des geschatzten

Wasserbedarfs,

Angaben Uber eine etwaige Eigengewinnungsanlage,

eine Erklarung des Grundstickseigentimers, die anfallenden Kosten der Anschlussleitung

einschlieBlich der Wiederherstellungskosten im 6ffentlichen Verkehrsraum und der

StralRenoberflache nach MaRgabe der Beitrags- und GebUhrensatzung zu ibernehmen und der

Gemeinde den entsprechenden Betrag zu erstatten,

6. im Falle des § 3 Abs. 2 und 3 die Verpflichtungserklarung zur Ubernahme der mit dem Bau und
Betrieb zusammenhangenden Mehrkosten.

vk
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5.

Jede Beschadigung des Hausanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie
sonstige Stérungen sind der Gemeinde unverziglich mitzuteilen.

§ 10 Messeinrichtungen an der Grundstucksgrenze
1.

Die Gemeinde kann verlangen, dass der Grundstickseigentimer auf eigene Kosten nach seiner Wahl
an der Grundstlcksgrenze einen geeigneten Wasserzahlerschacht oder Wasserzahlerschrank anbringt,
wenn

1. das Grundstlick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die unverhaltnismaRig lang sind
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden kénnen oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

2.

Der Grundstickseigentimer ist verpflichtet, die Einrichtung in ordnungsgemafem Zustand und
jederzeit zuganglich zu halten.

3.

Der Grundstlickseigentimer kann die Verlegung der Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, wenn
sie an der bisherigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beeintrachtigung
einer einwandfreien Messung maglich ist.

§ 11 Anlage des Grundstickseigentumers
1.

Fir die ordnungsgemaRe Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhaltung der Anlage hinter dem
Hausanschluss, mit Ausnahme der Messeinrichtungen der Gemeinde, ist der Grundstiickseigentimer
verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten Uberlassen, so ist er neben diesem
verantwortlich.

2.

Die Anlage des Grundstuckseigentimers darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und
anderer gesetzlicher oder behérdlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der
Technik errichtet, erweitert, geandert und unterhalten werden. Die Errichtung der Anlage und
wesentliche Veranderungen durfen nur durch die Gemeinde oder ein durch die Gemeinde beauftragtes
Installationsunternehmen erfolgen. Die Gemeinde ist berechtigt, die AusfiUhrung der Arbeiten zu
uberwachen.

3.

Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, kénnen plombiert werden. Ebenso kénnen
Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstlckseigentimers gehoéren, unter Plombenverschluss
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewahrleisten. Die daflr erforderliche
Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veranlassen.

4.
Es dirfen nur Materialien und Gerate verwendet werden, die entsprechend den anerkannten Regeln

der Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer anerkannten Prufstelle (z.B. DIN-DVGW, DVGW- oder
GS-Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzungen erfullt sind.
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Teile des Hausanschlusses, die im Eigentum des Grundstlckseigentimers stehen und zu deren
Unterhaltung er verpflichtet ist, sind Bestandteile der Anlage des Grundstiickseigentimers.

§ 12 Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstuckseigentumers

1.

Die Gemeinde oder deren Beauftragte schlieBen die Anlage des Grundstlckseigentimers an das
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb.

2.

Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde Uber das Installationsunternehmen zu
beantragen.

§ 13 Uberpriifung der Anlage des Grundstiickseigentiimers
1.

Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstlckseigentimers vor und nach ihrer
Inbetriebsetzung zu Uberprifen. Sie hat den Grundstlickseigentimer auf erkannte Sicherheitsmangel
aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.

2.

Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten
lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr
fur Leib und Leben ist sie hierzu verpflichtet.

3.

Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberprifung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das
Verteilungsnetz, Gbernimmt die Gemeinde keine Haftung fur die Mangelfreiheit der Anlage. Dies gilt
nicht, wenn sie bei einer Uberprifung Mangel festgestellt hat, die eine Gefahr flir Leib oder Leben
darstellen.

§ 14 Betrieb, Erweiterung und Anderung der Anlage und
Verbrauchseinrichtungen des Grundstiuickseigentumers; Mitteilungspflichten

1.

Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass Stérungen anderer
Grundstlckseigentimer, stérende Rickwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder
Rickwirkungen auf die Gute des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

2.

Erweiterungen und Anderung der Anlage sowie die Verwendung zuséatzlicher Verbrauchseinrichtungen

sind der Gemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch GréfRen flur die Gebuhrenbemessung andern oder
sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhéht.

8§ 15 Zutrittsrecht
1.

Der Grundstlickseigentimer bzw. der Nutzer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der
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Gemeinde den Zutritt zu seinen Raumen und zu den in § 14 genannten Einrichtungen zu gestatten,
soweit dies fUr die Prufung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und
Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zur Ablesung oder zur Ermittlung der Grundlagen fur die
GebUhrenbemessung, erforderlich ist.

2.

Die Grundstlckseigentimer sind verpflichtet, die fiur die Feststellung des Wasserverbrauchs, die
Errechnung der Gebuhren und Prifung des Zustandes der Anlagen erforderlichen Auskunfte zu
erteilen.

§ 16 Technische Anschlussbedingungen

Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Hausanschluss und andere
Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Grunden der sicheren und
stérungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes
notwendig ist. Diese Anforderungen durfen den anerkannten Regeln der Technik nicht widersprechen.
Der Anschluss bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung der
Gemeinde abhangig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der
Anschluss eine sichere und stérungsfreie Versorgung gefahrden wiurde.

§ 17 Messung
1.

Die Gemeinde stellt fur den Hausanschluss gegen Erstattung der Kosten einen Hauptzahler fir den
Gesamtverbrauch zur Verfigung. Die vom Grundstlckseigentimer bzw. vom Nutzer verbrauchte
Wassermenge wird durch Messeinrichtungen festgestellt, die den eichrechtlichen Vorschriften
entsprechen mussen. Bei 6ffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die gelieferte Menge auch
rechnerisch ermittelt oder geschatzt werden, wenn die Kosten der Messung aulier Verhaltnis zur Hohe
des Verbrauchs stehen. Die Verwendung von Zwischenzahlern durch die Abnehmer ist zulassig.

2.

Die Gemeinde hat daflir Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie Messung der verbrauchten
Wassermenge gewahrleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und GréRe sowie Anbringungsort der
Messeinrichtung. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Uberwachung, Unterhaltung und Entfernung
der Messeinrichtung Aufgabe der Gemeinde. Sie hat den Grundstlickseigentimer anzuhéren und
dessen berechtigte Interessen zu wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des
Grundstlckseigentimers die Messeinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeintrachtigung einer
einwandfreien Messung madglich ist; der Grundstickseigentimer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen.

3.

Der Grundstlckseigentimer haftet fir das Abhandenkommen und die Beschadigung der
Messeinrichtung, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschadigungen und
Stérungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzuglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die
Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schitzen.

4.

Die Entfernung oder Beschadigung der angelegten Plomben kann als Sachbeschadigung oder
Urkundenvernichtung strafrechtlich verfolgt werden.

§ 18 Nachprifung von Messeinrichtungen

1.
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Der Grundstlckseigentimer kann jederzeit bei der Gemeinde die Nachprifung der Messeinrichtungen
durch eine staatlich anerkannte Prifstelle im Sinne des § 11 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen.

2.

Die Kosten der Prifung fallen der Gemeinde zu Last, falls die Abweichung die gesetzlichen
Verkehrsfehlergrenzen (+/- 5 %) Uberschreitet, sonst dem Grundstickseigentimer.

§ 19 Ablesung
1.

Die Messeinrichtungen werden vom Beauftragten der Gemeinde mdglichst in gleichen Zeitabstanden
oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grundstlickseigentimer selbst abgelesen. Dieser hat daftr
Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zuganglich sind.

2.

Zeigt ein Zahler Uberhaupt nicht an, ist die Ablesung des Gerates durch Verschmutzung 0.a. nicht
maglich oder kann ein Beauftragter der Gemeinde die Rdume des Grundstlickseigentiimers nicht zum
Zwecke der Ablesung betreten, darf die Gemeinde den Verbrauch unter Bericksichtigung der
tatsachlichen Verhaltnisse schatzen.

§ 20 Verwendung des Wassers
1.

Das Wasser wird nur flr die eigenen Zwecke des Grundstlickseigentimers, seiner Mieter und ahnlich
berechtigter Personen zur Verfligung gestellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde zulassig. Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an
der Weiterleitung nicht Gberwiegende versorgungswirtschaftliche Grinde entgegenstehen.

2.

Das Wasser darf fur alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in dieser Satzung oder aufgrund
sonstiger gesetzlicher oder behérdlicher Vorschriften Beschrankungen vorgesehen sind. Die Gemeinde
kann die Verwendung flr bestimmte Zwecke beschranken, soweit dies zur Sicherstellung der
allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist.

3.

Das Wasser darf nicht unter Umgehung oder vor Anbringung des Wasserzahlers oder in einer anderen
Weise entgegen der Vorschriften dieser Satzung entnommen werden.

4.

Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der Gemeinde vor Beginn der
Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt flir Anschlisse zu sonstigen vortibergehenden
Zwecken.

5.

Soll Wasser aus 6ffentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen, sondern zu anderen voribergehenden
Zwecken entnommen werden, sind hierfir Hydrantenstandrohre der Gemeinde mit Wasserzahlern zu
benutzen.

6.

Sollen auf einem Grundstlck besondere Feuerldschanschllsse eingerichtet werden, sind Uber ihre
Anlegung, Unterhaltung und Prifung besondere Vereinbarungen mit der Gemeinde zu treffen.
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§ 21 Laufzeit des Versorgungsverhaltnisses
1.

Will ein Grundstlckseigentimer, der zur Benutzung der Wasserversorgungsanlagen nicht verpflichtet
ist, den Wasserbezug vollstandig einstellen, so hat er dies mindestens zwei Wochen vor Einstellung der
Gemeinde schriftlich mitzuteilen.

2.

Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, so hat er bei
der Gemeinde Befreiung nach den Bestimmungen dieser Satzung zu beantragen.

3.

Jeder Wechsel des Grundstickseigentimers ist der Gemeinde unverzuglich schriftlich mitzuteilen.
Unterlassen der bisherige Eigentimer oder der neue Eigentimer die Anzeige, so sind beide
Gesamtschuldner, bis die Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhalt.

4,

Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne von Abs. 1 oder vor Erteilung der
Befreiung eingestellt, so haftet der Grundstlckseigentimer der Gemeinde fur die Erfullung samtlicher
sich aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtungen.

5.

Der Grundstlckseigentimer kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses verlangen, ohne
damit das Benutzungsverhaltnis aufzuldsen.

§ 22 Einstellung der Versorgung
1.

Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Grundstlckseigentimer
den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr fir die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen zu verhindern oder

3. zu gewahrleisten, dass Stérungen anderer Grundstickseigentimer, stérende Rickwirkungen auf
Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder Rickwirkungen auf die GUte des Trinkwassers
ausgeschlossen sind.

2.

Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlung einer falligen Abgabenschuld, ist die

Gemeinde berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn
der Grundstlickseigentiimer darlegt, dass die Folgen der Einstellung auRer Verhaltnis zur Schwere der
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grundstlickseigentimer seinen

Verpflichtungen nachkommt.

3.
Die Gemeinde hat die Versorgung unverzuglich wieder aufzunehmen, sobald die Grinde flr ihre
Einstellung entfallen sind und der Grundstlickseigentimer die Kosten der Einstellung und

Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat.

4.
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Abgesperrte Anlagen durfen nur durch die Gemeinde wieder eingeschaltet werden. Die Kosten der
Wiedereinschaltung sind von den Grundstlckseigentimern zu tragen.

§ 23 Beitrage und Gebuhren
1.

Zur Deckung des Aufwandes flr die Herstellung, den Aus- und Umbau der Versorgungsanlagen werden
Anschlussbeitrage und zur Deckung der Kosten der Wasserversorgung werden GebUhren erhoben.

2.

Das Nahere wird in einer besonderen Beitrags- und Gebuhrensatzung festgelegt.

§ 24 Ordnungswidrigkeiten, Zwangsmittel

Ordnungswidrig im Sinne von § 134 Abs. 5 der Gemeindeordnung flr Schleswig-Holstein handelt, wer
vorsatzlich oder fahrlassig einem Gebot oder Verbot dieser Satzung (§§ 4, 5, 6, 7 Abs. 3, 13 Abs. 5, 15
Abs. 2 und 4, 18 Abs. 1 und 2, 21 Abs. 3 Satz 2 und 3, 24 Abs. 1 bis 3 oder einer aufgrund dieser
Satzung ergangenen vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbul3e bis zu der in § 17 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) in der jeweils geltenden Fassung
festgelegten Hohe geahndet werden.

8§ 25 Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom
04.09.1980 aulSer Kraft.

Seite 11 von 11



	Satzung der Gemeinde Brekendorf über den Anschluss von Grundstücken an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und ihre Benutzung
	Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Allgemeines
	§ 2 Grundstücksbegriff − Grundstückseigentümer
	1.
	2.

	§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
	1.
	2.
	3.
	4.

	§ 4 Art der Versorgung
	1.
	2.
	3.

	§ 5 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechung
	1.
	2.
	3.

	§ 6 Haftung bei Versorgungsstörungen
	1.
	2.
	3.
	4.
	5.

	§ 7 Verjährung
	1.
	2.
	3.

	§ 8 Grundstücksbenutzung
	1.
	2.
	3.
	4.
	5.

	§ 9 Hausanschluss
	1.
	2.
	3.
	4.
	5.

	§ 10 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze
	1.
	2.
	3.

	§ 11 Anlage des Grundstückseigentümers
	1.
	2.
	3.
	4.

	§ 12 Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstückseigentümers
	1.
	2.

	§ 13 Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers
	1.
	2.
	3.

	§ 14 Betrieb, Erweiterung und Änderung der Anlage und Verbrauchseinrichtungen des Grundstückseigentümers; Mitteilungspflichten
	1.
	2.

	§ 15 Zutrittsrecht
	1.
	2.

	§ 16 Technische Anschlussbedingungen
	§ 17 Messung
	1.
	2.
	3.
	4.

	§ 18 Nachprüfung von Messeinrichtungen
	1.
	2.

	§ 19 Ablesung
	1.
	2.

	§ 20 Verwendung des Wassers
	1.
	2.
	3.
	4.
	5.
	6.

	§ 21 Laufzeit des Versorgungsverhältnisses
	1.
	2.
	3.
	4.
	5.

	§ 22 Einstellung der Versorgung
	1.
	2.
	3.
	4.

	§ 23 Beiträge und Gebühren
	1.
	2.

	§ 24 Ordnungswidrigkeiten, Zwangsmittel
	§ 25 Inkrafttreten



